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Aufgabenbereich Wohnbauförderung 

1. Ist-Zustand 

Der überprüfte Themenbereich erstreckt sich auf die Wohnbauförderung im Unterschied 
zur breiter angelegten Wohnraumförderung bzw. der generellen Wohnungspolitik. 

Nicht Teil der vorliegenden Überprüfung sind daher steuerliche Massnahmen in der 
Wohneigentumsförderung. Dazu gehören auf Bundesebene die steuerliche Privilegie-
rung der Vorbezüge von Altersguthaben aus der 2. Säule resp. der Säule 3a. 
Nicht berücksichtigt sind zudem Wohnkostenzuschüsse, die im Rahmen der Ergän-
zungsleistungen (EL) (durch Bund und Kantone) oder der Sozialhilfe (durch die Kantone 
und teilweise die Gemeinden) ausgerichtet werden. Gemäss einer Studie, die das Bera-
tungsbüro Ecoplan 2020 im Auftrag des BWO durchgeführt hatte, haben Bund und Kan-
tone im Jahr 2018 EL-Beiträge von rund 665 Millionen Franken für das selbstbestimmte 
Wohnen ausgegeben (inklusive Sozialhilfe betragen die Kosten 1,77 Milliarden Fran-
ken). Der Anteil des Bundes (5/8 davon) beträgt 415 Millionen Franken. Aufgrund der 
Entwicklung der gesamten EL-Kosten dürften die Ausgaben des Bundes seit 2018 deut-
lich angestiegen sein. 

Ebenfalls nicht berücksichtigt werden die generellen Rahmenbedingungen für den Woh-
nungsmarkt. Dazu gehören beispielsweise das Mietrecht oder kantonale Wohnschutz-
bestimmungen (bspw. BS, GE, VD) sowie weitere Regelungsbereiche wie die Raumpla-
nung oder der Lärmschutz, welche ebenfalls einen bedeutenden Einfluss auf das Wohn-
raumangebot haben. 

All diese Bereiche können zwar Massnahmen der Wohnraumförderung umfassen, sol-
che Massnahmen zielen aber nicht direkt auf die Wohnbauförderung ab. Auch liegen 
diese Bereiche nicht in der Zuständigkeit des BWO resp. der kantonalen Ämter der 
Wohnbauförderung.  
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1.1. Regelungskompetenz 

1. Rahmenbedingungen 

In der Schweiz ist die Wohnraumversorgung grundsätzlich privatwirtschaftlich organi-
siert. Das Angebot wird beeinflusst durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung so-
wie durch generelle rechtliche Rahmenbedingungen (Raumplanung, Bauvorschriften, 
Mietrecht etc.), wobei die Kompetenz für deren Regelung teils beim Bund, teils bei den 
Kantonen liegt. Die Nachfrage nach Wohnungen wird unter anderem durch die Bevölke-
rungsentwicklung, die Haushaltsgrössen, die konjunkturelle Lage und die Einkommens-
entwicklung bestimmt. Verschiedene Indikatoren wie zum Beispiel die Leerwohnungszif-
fer oder die Preisentwicklung widerspiegeln die Situation und die Entwicklung auf dem 
Wohnungsmarkt. Über weite Strecken des 20. Jahrhunderts war die Schweiz und spezi-
ell die städtischen Zentren von Wohnungsmangel betroffen. Auch derzeit vermag die 
Wohnungsproduktion mit der robusten Nachfrage nach Wohnraum nicht mitzuhalten. Al-
lerdings ist ein funktionierender Wohnungsmarkt Voraussetzung für eine gute Woh-
nungsversorgung, aber auch für eine dynamische Wirtschaftsentwicklung und die Mobi-
lität der Arbeitskräfte. In einem angespannten Wohnungsmarkt haben vor allem finanz-
schwache Haushalte Schwierigkeiten, eine bezahlbare Wohnung zu finden.  

Deshalb sorgen Bund, Kantone und Gemeinden marktergänzend mit ihren Massnah-
men im Bereich der Wohnbauförderung dafür, dass guter und erschwinglicher Wohn-
raum für die ganze Bevölkerung zur Verfügung steht. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
der gemeinnützige Wohnungsbau. Eine eigentliche Angebotssteuerung ist mit der 
Wohnbauförderung allerdings nicht verbunden.  

2. Tätigkeit des Bundes: Verfassungsgrundlage 

Art. 108 Abs. 1 BV gibt dem Bund den allgemeinen Auftrag zur Wohnraum- und Wohn-
eigentumsförderung («Der Bund fördert…»). Gemäss den einschlägigen Verfassungs-
kommentaren hat diese Förderkompetenz umfassenden Charakter und verdrängt kanto-
nale Kompetenzen nicht. Es handelt sich um eine parallele Kompetenz, was bedeutet, 
dass Förderungsmassnahmen des Bundes und der Kantone gleichzeitig zur Anwen-
dung kommen resp. kumuliert werden können.  

3. Konkretisierung im WFG und Fokus auf den gemeinnützigen Wohnungsbau 

Der Verfassungsauftrag des Bundes wird im Wohnraumförderungsgesetz (WFG; SR 
842) konkretisiert und umfasst drei Elemente: preisgünstige Mietwohnungen, preisgüns-
tiges selbstbewohntes Wohneigentum und die Unterstützung der Aktivitäten des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus. Die ersten zwei Elemente (gemeinhin als direkte Förde-
rung bezeichnet) wurden bei der Inkraftsetzung des WFG 2004 aus finanziellen Grün-
den sistiert. Deshalb fokussiert sich die Wohnraumförderung des Bundes auf die soge-
nannte indirekte Förderung zugunsten des gemeinnützigen Wohnungsbaus.  

Dabei kommen zwei Instrumente zur Anwendung: Erstens speist der Bund einen Fonds 
de Roulement, der von den Dachorganisationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus 
treuhänderisch verwaltet wird. Aus diesem Fonds werden gemeinnützigen Wohnbauträ-
gern zinsgünstige und rückzahlbare Darlehen für den Bau, die Erneuerung und den 
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Kauf von preisgünstigen Mietobjekten gewährt. Zweitens verbürgt der Bund Anleihen 
der Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger (EGW). Mit diesen auf dem 
Kapitalmarkt aufgenommenen Mitteln gewährt die EGW ihren Mitgliedern (=gemeinnüt-
zigen Wohnbauträgern) Darlehen zur langfristigen Finanzierung ihrer Liegenschaften. In 
kleinem Umfang leistet der Bund zudem Rückbürgschaften für Bürgschaften der Hypo-
thekar-Bürgschaftsgenossenschaft (HBG).  

Weiter führt das BWO ein Forschungsprogramm, das dazu dienen soll, die Markttrans-
parenz zu erhöhen sowie Grundlagen für eine Verbesserung des Wohnraumangebots 
und des Wohnumfelds zu erarbeiten.  

Der Vollzug der derzeitigen Wohnraumförderung des Bundes ist – soweit er nicht durch 
das BWO selbst erfolgt – den Dachorganisationen (für den Fonds de Roulement) resp. 
der EGW übertragen. Die Kantone haben beim Vollzug des WFG nahezu keine Aufga-
ben.  

4. Altrechtliche Förderungsinstrumente 

Verflechtungen zwischen Bund und Kantonen bestehen hingegen in sogenannt altrecht-
lichen Verpflichtungen, wobei diese bis 2032 zum grössten Teil auslaufen. So unterste-
hen Ende 2024 noch 3727 Wohnungen der WEG-Förderung, wobei dies nur noch ein 
Bruchteil der unter diesem Gesetz geförderten Wohnungen ausmacht (rund 107 000). 
Bei den als à fonds perdu-Beitragen ausgestalteten Zusatzverbilligungen haben sich die 
jährlichen Zahlungen von 149 Millionen Franken (2001) auf inzwischen noch 1,9 Millio-
nen Franken reduziert. Die Kantone übernehmen dabei gewisse Vollzugsaufgaben u.a. 
bei der Überprüfung auf Berechtigung für Zusatzverbilligungen oder der Höhe der Miet-
zinse. Zwischen dem Bund und dem Kanton Zürich besteht beispielsweise eine Leis-
tungsvereinbarung von 1991 mit Ergänzungen von 1992 und 1995. Dieser unterstehen 
aber nur noch sieben Objekte, von denen das Letzte 2029 abläuft. 

Verflechtungen zwischen Bund und Kantonen gab es zudem im Zusammenhang mit 
«Wohnbausanierungen Berggebiet» (WS). Diese als Verbundaufgabe konzipierte Unter-
stützung ging mit dem Inkrafttreten des NFA 2008 in die alleinige Kompetenz der Kan-
tone über. Im Kanton Zürich bestehen beispielsweise noch vier Subventionsverhältnisse 
in sogenannten Berggebieten. 

5. Wohnbauförderung in den Kantonen 

Kantone, in denen der Wohnungsmarkt besonders angespannt ist, oder die in diesem 
Bereich besondere Herausforderungen zu bewältigen haben, können die Wohnraumför-
derung des Bundes mit eigenen Fördermassnahmen ergänzen. Sie können dazu Geset-
zesgrundlagen erlassen, die ihren spezifischen Bedürfnissen entsprechen.  

Neun von 26 Kantonen verfügen über eine Gesetzesgrundlage und darauf abgestützt 
Massnahmen zur Wohnbau- und teilweise auch zur Eigentumsförderung. Eine substan-
zielle kantonale Wohnbauförderung besteht namentlich in den Kantonen GE, VD, ZG 
und ZH. Fördergesetze haben aber auch die Kantone BL, BS, NE, NW und VS. Im Kan-
ton GR wird mit einem neuen Gesetz über die Förderung von Wohnraum (GFW) insbe-
sondere die Bundesförderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus ergänzt (Inkrafttre-
ten auf den 1. Januar 2026).  
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So fördert beispielsweise der Kanton Zürich die Bereitstellung von preisgünstigen Miet-
wohnungen für Personen mit geringem Einkommen und Vermögen durch die Gewäh-
rung von zinslosen Darlehen. Dafür steht ein Rahmenkredit von 180 Millionen Franken 
zur Verfügung. Der Zinsverzicht führt zu einer Verbilligung der Wohnungen. Die Darle-
hen sind zeitlich befristet und nach festem Plan zu amortisieren. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Der Verfassungs- und Gesetzesauftrag definiert die Wohnbauförderung als eine Bun-
desaufgabe. Damit wird gewissermassen für eine Grundversorgung von preisgünstigem 
Wohnraum in allen Landesteilen gesorgt. Damit werden ein landesweit gleichmässiger 
Nutzen geschaffen und alle Landesteile gleich behandelt.  

Bei der Wohnraumförderung in Form der indirekten Hilfe zugunsten der Organisationen 
des gemeinnützigen Wohnungsbaus (Wohnbauförderung) liegen Finanzierung und Voll-
zug beim Bund – soweit dieser die Vollzugsaufgaben nicht an die Dachorganisationen 
und Emissionszentralen delegiert (vgl. Art. 47 WFG). Mit den Kantonen bestehen dabei 
praktisch keine Verflechtungen.  

Gemeinnützige Wohnbauträger, die überregional tätig sind, haben dadurch landesweit 
die gleichen Voraussetzungen. Die eingesetzten Förderinstrumente (Fonds de Roule-
ment und Bürgschaften) lassen sich auf nationaler Ebene effizient betreiben. Auch das 
Risikomanagement lässt sich auf Bundesebene effektiver umsetzen; seit Inkrafttreten 
des WFG im Jahr 2003 musste bspw. noch keine Bürgschaft honoriert werden.  

Der Bund ist aufgefordert, den Vollzug mit der Tätigkeit von Kantonen und Gemeinden 
zu koordinieren und zu harmonisieren (vgl. Art. 46 Abs. 3 WFG). Dies gestaltet sich nor-
malerweise reibungslos. Im Zusammenhang mit der geplanten WFG-Revision, die u.a. 
die Zuständigkeit des Bundes für Mietzinskontrollen bei geförderten Wohnungen klären 
soll, stellt sich die Frage, auf welcher Basis diese Kontrollen in Kantonen durchgeführt 
werden sollen, die eine eigene Mietzinskontrolle kennen. Der Bundesrat schlägt vor, 
dass der Bund die Mietzinskontrolle unter bestimmten Voraussetzungen delegieren 
kann. 

Der Auftrag zur Wohnraumförderung figuriert auch in zahlreichen Kantonsverfassungen, 
vielfach konkretisiert als Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus und des selbst-
genutzten Wohneigentums. Ein gutes Drittel der Kantone setzt bei der Wohnraumförde-
rung hauptsächlich auf Finanzierungsinstrumente, meist in Form von Objekthilfe, zuwei-
len auch in Form von Subjekthilfe. Teilweise fördern Kantone auch den Zugang zu 
Wohneigentum oder fokussieren ihre Instrumente auf bestimmte Regionen (bspw. Berg-
gemeinden im Kanton VS). Der Kanton GR stützt sich mit der neuen Förderung des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus auf die bestehenden Vollzugsprozesse der Dachorganisa-
tionen ab.  
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1.3. Finanzierung 

Auf Bundesseite sind die wichtigsten Kostenblöcke pro Jahr rund 26 Millionen Franken 
für die Einlagen in den Fonds de Roulement und 10 Millionen Franken für den Funkti-
onsaufwand des BWO (Zahlen jeweils Staatsrechnung 2024).  

Die Ausgaben der Kantone für den sozialen Wohnungsbau belaufen sich gemäss Fi-
nanzstatistik 2023 auf rund 100 Millionen, unter Berücksichtigung der Gemeindeausga-
ben auf rund 350 Millionen Franken. Im Kanton Zürich steht beispielsweise ein Rahmen-
kredit von 180 Millionen Franken zur Verfügung. Aus diesem sind im Moment jährliche 
Ausgaben von rund 14,5 Millionen Franken budgetiert. Demgegenüber stehen jährliche 
Rückflüsse von 5 bis 9 Millionen Franken. Mit der Zeit sollten sich die Rückflüsse an die 
Ausgaben angleichen. 

1.4. Herausforderungen 

Die Wohnbauförderung des Bundes gemäss WFG weist praktisch keine Verflechtungen 
mit den Kantonen auf. Bei den altrechtlichen Förderinstrumente (WEG, WS und weitere) 
war die Verflechtung deutlich enger; diese sind inzwischen nahezu bedeutungslos oder 
wurden mit der NFA in die Zuständigkeit der Kantone übertragen. Aufgrund der paralle-
len Kompetenzen können die Kantone bedürfnisgerecht ergänzende Instrumente entwi-
ckeln.  

Die derzeitige Aufgabenteilung in der Organisation der Wohnbauförderung hat sich be-
währt und stellt aus Sicht der Arbeitsgruppe in der Aufgabenerfüllung keine Probleme. 
Die parallelen Kompetenzen stellen für die Kantone keine Verdoppelung oder Behinde-
rung in ihren Aktivitäten dar. Vielmehr wird die Bundesförderung geschätzt und als posi-
tiv erachtet. 

Für die Kantone sind die Dienstleistungen des BWO – namentlich in den Bereichen 
Wohnforschung, Analyse des Wohnungsmarktes und Wissensaustausch – wichtig. Die 
Finanzierungsinstrumente auf Bundesebene stellen für sie eine wertvolle Ergänzung zu 
eigenen Förderinstrumenten (Fonds de Roulement und Bürgschaften) dar oder schaffen 
eine Grundabdeckung in der Wohnraumförderung.  

Neben der Wohnbauförderung tragen auch andere Faktoren dazu bei, dass die Bevöl-
kerung ausreichend mit Wohnraum versorgt wird. Festzustellen ist, dass die zunehmen-
den Ungleichgewichte auf dem Markt für Wohnraum – insbesondere dem Markt für Miet-
wohnungen – regional sehr unterschiedlich ausgeprägt sind. Die Ursachen für die Un-
gleichgewichte liegen auch nicht nur in bundesweit wirkenden Faktoren, sondern teils in 
kantonalen/regionalen Regelungen und Besonderheiten. Besonders wichtig sind dabei 
die raumplanerischen Rahmenbedingungen u.a. im Bereich der Siedlungsentwicklung 
nach innen. In diesen Fragen könnten eine engere Zusammenarbeit und Koordination 
zwischen Wohnungspolitik und Raumplanung über die verschiedenen Staatsebenen 
hinweg zur Lösung der derzeitigen Herausforderungen beitragen.  
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2. Mögliche Varianten 

Gegenüber der heutigen Situation – eine Wohnraumförderung des Bundes, die den ge-
meinnützigen Wohnbauträgern aus allen Landesteilen offensteht und ergänzend dazu 
einzelne kantonale Fördersysteme, die auf die jeweiligen Bedürfnisse zugeschnitten 
sind – lassen sich drei Varianten skizzieren:  

- Variante 1: Konzentration der Wohnraumförderung beim Bund und Verzicht auf kan-
tonale Förderung 

- Variante 2: Konzentration der Wohnraumförderung bei den Kantonen und Verzicht 
auf die Bundesförderung 

- Variante 3: Bund übernimmt Objektförderung, während Kantone, wo nötig, Subjekt-
förderung betreiben 

Weitere Varianten, bspw. punktuelle Anpassungen oder Aufgabenverschiebungen inner-
halb der bisherigen Aufgabenteilung, wurden nicht geprüft. Dafür liegen keine Ansatz-
punkte vor. Zudem bestehen – wie unter 1.2 und 1.4 erläutert – praktisch keine Ver-
flechtungen zwischen Bund und Kantonen. 

2.1. Variante 1: Konzentration der Wohnraumförderung 
beim Bund und Verzicht auf kantonale Förderung 

2.1.1. Stossrichtung 

Mit dieser Variante würde die Wohnraumförderung eine ausschliessliche Bundesauf-
gabe, während die Kantone auf Aktivitäten in der Wohnraumförderung verzichten wür-
den. Da die Kantone, die eine Wohnraumförderung kennen, zum Teil auch Wohneigen-
tumsförderung oder andere Förderaktivitäten im Bereich des Wohnens betreiben, 
müsste der Bund seine Wohnraumförderung breiter aufstellen und mit mehr finanziellen 
Mitteln ausstatten. Nur so liesse sich das heutige Niveau der Wohnraumförderung bei-
behalten.  

Weiter würde sich die Frage stellen, ob der Bund die Aktivitäten der Städte und Gemein-
den ebenfalls abdecken sollte. Namentlich die grösseren Städte haben eigene Förder-
systeme, die ihrerseits die Förderung von Bund und Kantonen ergänzen.  

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Das WFG müsste voraussichtlich angepasst und erweitert werden. Art. 108 BV gibt dem 
Bund bereits einen allgemeinen Förderauftrag («Der Bund fördert den Wohnungsbau 
[…].»), allenfalls wäre eine Anpassung in folgendem Sinn zu prüfen: «Die Förderung 
des Wohnungsbaus […] ist Sache des Bundes.» 
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Mehrere Kantone verfügen heute über Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen im 
Bereich der Wohnraumförderung. Diese wären aufzuheben. Zu klären wäre ausserdem, 
inwiefern kantonale (und kommunale) Volksinitiativen im Bereich der Wohnraumförde-
rung noch zulässig wären.  

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Eine Abschätzung der Belastungs- und Entlastungswirkungen fällt schwer. Grundsätz-
lich kann davon ausgegangen werden, dass die heute eingesetzten Mittel und Instru-
mente beim Bund konzentriert würden. Unter dieser Annahme wären die Gesamtkosten 
mutmasslich ähnlich hoch wie beim Status quo. Die Kantone würden entlastet (ähnli-
ches würde für die Gemeinden gelten) und beim Bund würden mehr oder weniger im 
gleichen Umfang die Kosten zunehmen. Die Kostenverschiebung würde im Rahmen des 
Projekts über die Globalbilanz ausgeglichen.  

2.1.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass mit dieser Variante die Subsidiarität im Vergleich 
zum Status quo geschwächt würde, da es die Kraft der Kantone nicht übersteigt, eine 
spezifische Wohnraumförderung zu betreiben. Hinsichtlich der fiskalischen Äquivalenz 
ist ebenfalls eine Verschlechterung zu erwarten, da der Nutzen der Wohnraumförderung 
auch lokal anfällt, die kantonale Ebene bei dieser Variante aber nicht mehr mitbestim-
men und mitfinanzieren würde.  

Die Arbeitsgruppe vertritt die Position, dass eine gewisse Effizienzsteigerung in der An-
wendung der Instrumente, wenn sie aus einer Hand angeboten würden (Stichwort Ska-
leneffekte), erfolgen könnte. Wie hoch dieser Effizienzgewinn ausfallen dürfte, lässt sich 
nicht quantifizieren. Hinsichtlich der Effektivität wird eine Verschlechterung erwartet, da 
der Bund nicht über die gleiche Nähe zu den Betroffenen verfügt und die lokalen Ver-
hältnisse folglich weniger gut kennt. Dies würde eine ebenso zielgerichtete Förderung, 
wie sie aktuell durch die Kantone erfolgt, erschweren. Es wäre denkbar, dass es vor die-
sem Hintergrund in Kantonen, die heute keine Förderung betreiben, zu mehr Wohn-
raumförderung kommen könnte als bisher. Betreffend Fehlanreizen wird die Variante als 
neutral bewertet.  

Die Arbeitsgruppe kommt zum Schluss, dass diese Variante weniger überzeugt als der 
Status quo.   

2.2. Variante 2: Konzentration der Wohnraumförderung bei 
den Kantonen und Verzicht auf die Bundesförderung 

2.2.1. Stossrichtung 

Mit dieser Variante würde die Wohnraumförderung vollumfänglich in die Zuständigkeit 
der Kantone (sowie Städte und Gemeinden) übergehen. Die Wohnraumförderung des 
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Bundes würde beendet; auch die übrigen Aktivitäten (bspw. Forschung) des Bundesam-
tes für Wohnungswesen würden eingestellt.  

Um die Wohnraumförderung namentlich des gemeinnützigen Wohnungsbaus fortzuset-
zen, müssten die Kantone verpflichtet werden, eine eigene Wohnraumförderung einzu-
führen (auch diejenigen, die dies heute nicht tun). Um die bisherigen Förderinstrumente 
– Fonds de Roulement und Bürgschaften – weiterzuführen, müssten die Kantone ver-
mutlich eine interkantonale Organisation für deren Betrieb schaffen. Ausserdem wäre zu 
prüfen, ob sich die Bürgschaftsverpflichtungen vom Bund auf die Kantone übertragen 
liessen.  

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Auf Bundesebene müssten Art. 108 BV sowie das WFG und die dazugehörigen Verord-
nungen aufgehoben werden. Im Gegenzug müssten die Kantone entsprechende Verfas-
sungs- und Gesetzesbestimmungen schaffen oder die bereits bestehenden anpassen.  

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Auch bei dieser Variante fällt die Abschätzung der Belastungs- und Entlastungswirkun-
gen schwer. Eine dezentrale Lösung dürfte tendenziell zu höheren Kosten führen, es sei 
denn, die Kantone würden dafür regionale Verbünde schaffen.  

Der Bund könnte seine Kosten (gemäss Staatsrechnung 2024 37 Millionen Franken) 
senken, für die Kantone würden die Kosten mindestens so stark steigen. Die Kostenver-
schiebung würde im Rahmen des Projekts über die Globalbilanz ausgeglichen. In Bezug 
auf die Wirkung profitiert die Wohnraumförderung vom Engagement der Vergangenheit 
(bspw. beim Fonds de Roulement). Wenn die Kantone dieses Instrument von Grund auf 
neu aufbauen müssten, wären die Kosten ungleich höher.  

2.2.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass mit dieser Variante die Subsidiarität im Vergleich 
zum Status quo gestärkt werden könnte. Jedoch stellt sich die Frage, ob kleinere Kan-
tone in der Lage wären, eine Grundabdeckung an preisgünstigem Wohnraum sicherzu-
stellen.  

Hinsichtlich der fiskalischen Äquivalenz wird die Variante als neutral bis schlechter be-
wertet, da die Wohnbauförderung nicht nur lokal, sondern auch gesamtschweizerisch 
einen Nutzen entfaltet, der Bund aber bei dieser Variante nicht mehr mitbestimmen und 
mitfinanzieren würde.  

Um die gleiche Effizienz und Effektivität wie bisher zu erhalten, müssten die Kantone 
aus Sicht der Arbeitsgruppe ihre Förderpraxis sehr eng aufeinander abstimmen resp. 
gewisse Kantone müssten eine aufbauen. Zudem müsste Expertise, insbesondere in 
den kleineren Kantonen neu aufgebaut werden. Für die interkantonale Koordination 
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müsste voraussichtlich ein Konkordat ausgehandelt werden, was mit Aufwand verbun-
den wäre. Des Weiteren würden bei dieser Variante die Finanzierungsinstrumente des 
Bundes, wie der Fonds de Roulement oder Bürgschaften, wegfallen. Dies wäre insbe-
sondere für kleinere Kantone schwierig zu kompensieren, da sie nicht die gleichen Be-
dingungen für die Beschaffung von Finanzmitteln auf dem Finanzmarkt haben. Dabei 
stellt sich die Frage, wie mit den bereits eingegangenen Verpflichtungen des Bundes im 
Rahmen seiner Finanzhilfen zur Wohnbauförderung umgegangen würde. Die Auswir-
kungen bezüglich fiskalischer Äquivalenz und Vollzugsföderalismus wären wohl grund-
sätzlich neutral; allerdings würden sich komplexe Fragen stellen, wie die Verantwortung 
für die bisher eingesetzten Instrumente (Fonds de Roulement und Bürgschaften) vom 
Bund auf die Kantone übertragen werden könnte. Wenn dies nicht möglich wäre, 
müsste der Bund diese Instrumente (aufgrund der langen Laufzeiten der bereits verge-
benen Darlehen) trotz Ausstieg aus der Wohnraumförderung noch 20-25 Jahre weiter-
führen. Die Kosteneinsparungen würden sich dadurch reduzieren. Gleichzeitig könnte 
durch eine dezentrale Aufgabenerfüllung, die Förderpraxis noch besser auf die lokalen 
Verhältnisse angepasst werden.  

Insgesamt bewertet die Arbeitsgruppe diese Variante im Vergleich zum Status quo als 
schlechter.  

2.3. Variante 3: Bund übernimmt Objektförderung, während 
Kantone, wo nötig, Subjektförderung betreiben 

2.3.1. Stossrichtung 

Der Bund fördert die Versorgung mit preisgünstigem Wohnraum (Objekthilfe), während 
die Kantone dafür sorgen, dass sich alle Einwohnerinnen und Einwohner eine Wohnung 
leisten können (Subjekthilfe). 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die kantonalen Bestimmungen müssten dahingehend angepasst werden, dass die Kan-
tone nur noch Subjektförderung betreiben können. Die Auswirkungen auf andere ge-
setzliche Grundlagen hinsichtlich kantonaler Sozialleistungen müssten vertieft überprüft 
werden. Sofern Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen nicht von der 
Subjektförderung ausgeschlossen würden, ergäbe sich zudem Abstimmungsbedarf im 
Bereich der Ergänzungsleistungen zur Existenzsicherung.  

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausgaben beim Bund für die Wohnraumförderung dürften in etwa gleich hoch blei-
ben, allenfalls leicht ansteigen, je nach Nutzung oder Ausweitung des Angebots.  

Bei der Subjekthilfe handelt es sich um à-fonds-perdu-Beiträge, die sich dynamisch ent-
wickeln können. So hat sich zwischen 2012 und 2022 der Anteil der Haushalte, die mehr 
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als 35 % ihres Einkommens für die Mietkosten aufwenden müssen, von 9,4 auf 13,4 % 
erhöht (+40 %). In absoluten Zahlen hat sich die Zahl dieser Haushalte um 69 % erhöht.  

Bei der Objektförderung handelt es sich in der Regel um rückzahlbare Darlehen oder 
Bürgschaften. Das eingesetzte Geld fliesst wieder zurück und die damit erstellten preis-
günstigen Wohnungen sind limitiert. Es werden also nicht für alle potenziell anspruchs-
berechtigten Personen entsprechende Wohnungen bereitgestellt. Die über Objekthilfe 
generierten Wohnungen stellen ein ergänzendes Angebot zur privatwirtschaftlich organi-
sierten Wohnungsproduktion dar. 

Würden die Kantone die Objektförderung aufgeben und sich auf die Subjektförderung 
konzentrieren, müssten für die Auszahlung der Wohnkostenbeiträge neue kantonale 
bzw. kommunale Fachstellen aufgebaut werden. Die Aufgabe der Objekthilfe liesse sich 
nur mittel- bis langfristig vollziehen, weil es sich meist um langfristige Verpflichtungen 
handelt. Allenfalls wäre hier zu prüfen, ob diese Aufgaben dem Bund übertragen werden 
könnten.  

2.3.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass mit dieser Variante die Subsidiarität verschlech-
tert würde. Auch wenn damit operative Verflechtungen vermieden werden könnten, ist 
es aus ihrer Sicht kaum vertretbar, dass die Kantone keine eigene Objektförderung 
mehr machen könnten, zumal dies ihre Kraft nicht übersteigt. Hinsichtlich der fiskali-
schen Äquivalenz ergäbe sich tendenziell ebenfalls eine Verschlechterung, da das Ver-
hältnis zwischen Kosten-, Entscheidungstragenden einerseits und Nutzniessenden an-
dererseits im Vergleich zum Status quo geschwächt würde. 

Hinsichtlich der Effizienz und der Effektivität ergibt sich aus Sicht der Arbeitsgruppe ein 
gemischtes Bild. Theoretisch würde diese Variante es den Kantonen erlauben, die Sub-
jekthilfe besser mit den restlichen Sozialhilfeleistungen abzustimmen. Jedoch ginge da-
mit die Förderungskompetenz teilweise (je nach Kanton) zu den Gemeinden über, wäh-
rend die Objektförderung  durch den Bund erbracht wird. In den betreffenden Kantonen 
müssten die Gemeinden in einem unverhältnismässigen Ausmass personelle Ressour-
cen aufbauen. Zudem ist die Subjektförderung sowohl administrativ als auch finanziell 
bedeutend aufwändiger als die Objektförderung, was die Aufgabenerfüllung für die Kan-
tone wesentlich teurer machen würde. Die finanziellen Auswirkungen auf den Bund hän-
gen von der genauen Ausgestaltung der Variante ab resp., ob er seine Aktivitäten in der 
Objektförderung aufgrund des Rückzuges der Kantone ausbauen würde. Weiter weist 
die Arbeitsgruppe darauf hin, dass die Objekthilfe durch die Anwendung von Kostenlimi-
ten eine dämpfende Wirkung auf Wohnbaukosten und Mieten hat. Deshalb sollte auf ei-
nen Ausbau der Subjekthilfe zu Lasten der Objekthilfe verzichtet werden.  

Die Arbeitsgruppe ist sich einig, dass diese Variante, insbesondere für die Kantone, we-
sentlich schlechter ist als der Status quo.  
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3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe kommt zur Überzeugung, dass der Status quo allen drei geprüften 
Varianten vorzuziehen ist. Eine Zentralisierung der Wohnbauförderung beim Bund liesse 
sich insbesondere mit Blick auf das Subsidiaritätsprinzip nicht rechtfertigen. Bei einer 
vollständigen Dezentralisierung würden der Fonds de Roulement und die Bürgschaften 
des Bundes wegfallen und die Kantone müssten eigene Förderinstrumente aufbauen, 
was insbesondere kleinere Kantone vor Schwierigkeiten stellen würde. Zudem würde 
die fiskalische Äquivalenz in beiden Varianten gegenüber dem Status quo geschwächt, 
weil der Nutzen sowohl bundesweit wie auch kantonal anfällt. Auch Variante 3, bei wel-
cher der Bund Objekt- und die Kantone Subjektförderung betreiben, schneidet nach Auf-
fassung der Arbeitsgruppe klar schlechter ab. Dies insbesondere, weil eine reine Sub-
jektförderung für die Kantone deutlich teurer und aufwändiger ausfallen würde (schät-
zungsweise 20-30-facher finanzieller Aufwand) und die kostendämpfende Wirkung der 
Objektförderung wegfallen würde (keine Kostenlimiten). Der Status quo birgt zwar die 
Gefahr von gewissen Doppelspurigkeiten. Weil die Kantone aber ihr Förderinstrumenta-
rium auf die Objektförderung des Bundes abstimmen, halten sich diese in der Praxis in 
engen Grenzen. In Bezug auf Subsidiarität, fiskalische Äquivalenz und Wirksamkeit wird 
der Status quo einstimmig als vorteilhafter als die übrigen Varianten beurteilt. 

 


